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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/3 — 22010 — 2258/65 V 


Bonn, den 21. Mai 1965 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik 
des Personals, der Dienstbezüge, Vergütun- 
gen und Löhne im öffentlichen Dienst 

mit Begründung (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 281. Sitzung am 9. April 1965 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, den Gesetz- 
entwurf mit der aus der Anlage 2 ersichtlichen Begründung 
abzulehnen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes über eine Statistik des Personals, der 
Dienstbezüge, Vergütungen und Löhne im öffentlichen Dienst 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§ 1 

Im öffentlichen Dienst wird eine einmalige Sta- 
tistik des Personals, der Dienstbezüge, Vergütungen 
und Löhne als Bundesstatistik durchgeführt. 

§ 2 

(1) Die Statistik umfaßt 

1. eine allgemeine Personalstrukturstatistik, 

2. eine repräsentative Statistik der Dienst- 
bezüge, Vergütungen und Löhne. 

(2) Die Statistik wird für das Personal (einschließ- 
lich Versorgungsempfänger) des Bundes, der Länder, 
der Gemeinden und der Gemeindeverbände ein- 
schließlich deren nichtrechtsfähigen Wirtschafts- 
unternehmen, der Deutschen Bundesbahn, der Deut- 
schen Bundespost, der Deutschen Bundesbank, der 
Sozialversicherungsträger (ohne Betriebskranken- 
kassen privater Unternehmen) einschließlich ihrer 
öffentlich-rechtlichen Verbände, der Bundesanstalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversiche- 
rung sowie der jeweils zugehörigen Sondervermögen 
durchgeführt. 

§ 3 

(1) Die Personalstrukturstatistik (§ 2 Abs. 1 Nr. 1) 
erfaßt 

1. bei den einzelnen vollbeschäftigten Be- 
diensteten Angaben über 

a) die Person einschließlich Eigenschaft als 
„Vertriebener", „Sowjetzonenflücht- 
ling", „Deutscher aus der sowjetischen 
Besatzungszone Deutschlands oder aus 
dem Sowjetsektor von Berlin", 

b) Vor- und Ausbildung sowie abgelegte 
Prüfungen, 

c) das Dienst- und Beschäftigungsverhält- 
nis sowie die dienstliche Verwendung 
einschließlich Nebentätigkeit im öffent- 
lichen Dienst, 

d) Merkmale der Bezahlung; 

2. bei den nach § 2 Abs. 2 berichtspflichtigen 

Stellen Angaben über 

a) Beschäftigte in Ausbildung, 

b) Teilbeschäftigte, 


c) Ehrenbeamte, 

d) Personalzu- und abgänge für einen 
Zeitraum von 12 Monaten nach Art und 
Gründen; 

3. bei den nach § 2 Abs. 2 berichtspflichtigen 
Stellen Angaben über Versorgungsemp- 
fänger mit 

a) Merkmalen zur Person des Versor- 
gungsempfängers, 

b) Angaben über die frühere Laufbahn- 
gruppe des Versorgungsempfängers 
oder des Verstorbenen bei Witwen und 
Waisen. 

(2) Die Angaben zu Absatz 1 Nr. 1, 2 Buchstaben 
a bis c und Nr. 3 sind nach dem Stand vom 2. Okto- 
ber 1965, die Angaben zu Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe d 
für den Zeitraum vom 1. Oktober 1965 bis 30. Sep- 
tember 1966 zu erfassen. 


§ 4 

Die Statistik der Dienstbezüge, Vergütungen und 
Löhne (§ 2 Abs. 1 Nr. 2) erfaßt für höchstens 30 vom 
Hundert der vollbeschäftigten Bediensteten bei den 
Beschäftigungs- oder Abrechnungsstellen für den 
Monat September 1965 

1. Merkmale der Person des Bediensteten, 

2. Angaben über das Dienst- und Beschäftigungs- 
verhältnis, 

3. Merkmale der Bezahlung, 

4. Art und Höhe der Dienstbezüge, der Vergü- 
tungen und Löhne und der Abzüge sowie bei 
Arbeitern die Arbeitszeiten. 


§ 5 

Auskunftspflichtig sind die Bediensteten, die Be- 
schäftigungs- und Abrechnungsstellen und die für 
die Regelung und Auszahlung der Versorgung zu- 
ständigen Stellen. 

§ 6 

Soweit die Statistiken nach §§ 3 und 4 die Bedien- 
steten oder Versorgungsempfänger des Bundes und 
der juristischen Personen des öffentlichen Rechts, 
die der Aufsicht einer Bundesbehörde unterstehen, 
betreffen, werden sie vom Statistischen Bundesamt 
durchgeführt. 
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§ 7 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1314) durch die erhebenden Behörden an die fach- 
lich zuständigen oder die Rechtsaufsicht ausübenden 
obersten Bundes- und Landesbehörden ist ohne 
Namensnennung zulässig. 


§ 8 

Die Statistik über das Personal des Bundes, der 
Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände {§ 2 
Nr. 5 und § 7 Nr. 2 des Gesetzes über die Finanz- 
statistik vom 8. Juni 1960 — Bundesgesetzbl. I 
S. 322 — ) ist nach dem Stand vom 2. Oktober 1965 
nicht zu erheben. 


§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 10 


Dieses Gesetz tritt am 


in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

L 

Auf Grund der im Gesetz über die Finanzstatistik 
vom 8. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 322) getrof- 
fenen Regelung wird jährlich eine Statistik über das 
Personal der Gebietskörperschaften durchgeführt, die 
einen summarischen Überblick über die Entwicklung 
des Personalstandes von Bund, Ländern, Gemeinden 
und Gemeindeverbänden und in jedem dritten Jahr 
audi Angaben über Aufgabenbereiche, Geschlecht, 
Laufbahngruppen und Vertriebenen- (Flüchtlings-) 
eigenschaft vermittelt. Die Ergebnisse dieser Erhe- 
bung reichen jedoch für die personalwirtschaftliche 
Planung der öffentlichen Verwaltung auf weite Sicht 
nicht aus. Es fehlen insbesondere Angaben über die 
Altersgliederung, aber auch solche über die Vor- 
und Ausbildung der Bediensteten. 


11 . 

Um die hierüber fehlenden Daten zu erhalten, soll 
einmalig eine umfassende Personalstrukturunter- 
suchung durchgeführt werden. Damit sollen für die 
Vergütungs-, Lohn- und Gehaltsstruktur im öffent- 
lichen Dienst objektive Maßstäbe gewonnen werden, 
mit Hilfe derer auch Probleme wie der Nachwuchs- 
bedarf der öffentlichen Verwaltung, vor allem im 
höheren Dienst, die Erfassung aller Personalver- 
änderungen und die Fluktuation im öffentlichen 


Dienst analysiert werden können. Für Gehalts- und 
Lohntarifverhandlungen soll durch die Ergebnisse 
zuverlässiges Zahlenmaterial geliefert und die ver- 
gleichbare Beurteilung der Verdienstentwicklung im 
öffentlichen Dienst und in der Wirtschaft ermöglicht 
werden. Bei allen besoldungs- und tarifpolitischen 
Überlegungen kommt einer exakten Feststellung 
von Personal-, Gehalts- und Lohnstrukturdaten er- 
hebliche Bedeutung zu. Wichtige Unterlagen werden 
die Daten zur Schätzung des öffentlichen Gesamt- 
haushalts, insbesondere der zukünftigen öffentlichen 
Personalausgaben liefern. 


III. 

Ein Bedarf an ausführlichen Personaldaten für den 
öffentlichen Dienst besteht sowohl bei den verschie- 
denen obersten Bundes- und Landesbehörden, beim 
Deutschen Bundestag, dem Sachverständigenrat zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick- 
lung wie auch bei Gewerkschaften, Berufsverbänden 
und einer Reihe wissenschaftlicher Institute. 


IV. 

Mit der Durchführung dieser Statistik kann die auf 
dem Gesetz über die Finanzstatistik vom 8. Juni 1960 
beruhende laufende Personalstandserfassung im 
Jahre 1965 entfallen. 


V. Kosten 

Die voraussichtlichen zusätzlichen Kosten werden 
insgesamt mit 5,533 Millionen DM veranschlagt. 
Hiervon entfallen 1 781 900 DM auf das Statistische 
Bundesamt und 3 751 000 DM auf die Statistischen 
Landesämter. Im einzelnen verteilen sich die Ge- 
samtkosten — auf volle 1000 DM abgerundet — wie 
folgt: 




Bund 



Länder 


insgesamt 


persönlich | 

sächlich 

1 zusammen 

persönlich | 

sächlich 

1 zusammen 

Personalstruk- 
turstatistik *) . . 

831 

305 

1 136 

2 000 

575 

2 575 

3711 

Statistik der 
Dienstbezüge, 
Vergütungen 
und Löhne . . 

520 

126 

646 

983 

193 

1 176 

1 822 

insgesamt | 

1 351 

431 

1 782 1 

2 983 

768 

3 751 1 

5 533 


*) Die durch Wegfall der laufenden Personalstandserfas sung im Jahre 1965 eingesparten 100 000 DM sind dabei 
berücksichtigt. 
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B. Begründung im einzelnen 

Zu § 1 

Bereits im Entwurf des Gesetzes über die Finanz- 
statistik vom 8. Juni 1960, nach dessen § 7 eine lau- 
fende jährliche Personalstanderhebung stattfindet, 
waren in längeren Zeitabständen durchzuführende 
Personalstrukturuntersuchungen vorgesehen. Bei 
den abschließenden Beratungen dieses Gesetzes ist 
damals trotz Anerkennung der sachlichen Notwen- 
digkeit die Bestimmung über Personalstrukturunter- 
suchungen gestrichen worden. Bei dem Umfang der 
Erhebung wurde eine gesonderte Rechtsgrundlage 
für erforderlich gehalten. 

Zu § 2 

Innerhalb des ersten Teiles der Statistik (Absatz 1 
Nr. 1) werden Strukturdaten des Personals allge- 
mein, d. h. für jeden einzelnen Fall, erhoben. Die 
Totalerhebung für diesen Teil ist erforderlich, da er 
an die laufende Personalstandstatistik gemäß § 7 des 
Gesetzes über die Finanzstatistik anschließt, die 
ebenfalls das gesamte Personal erfaßt. Sie ist auch 
aus aufbereitungstechnischen Gründen notwendig, 
da dieser erste Teil zugleich für den zweiten Teil 
(vgl. unten) die Auswahlbasis und Unterlagen für 
die Hochrechnung liefert. 

Im zweiten Teil dieser Statistik (Absatz 1 Nr. 2), der 
die Erhebung von Dienstbezügen, Vergütungen und 
Löhnen im öffentlichen Dienst vorsieht und an die 
Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen in der Wirt- 
schaft anschließt, werden ebenso wie bei dieser die 
Merkmale repräsentativ erhoben. Dieser Erhebungs- 
teil schließt eine Lücke in den nach § 7 des Gesetzes 
über die Lohnstatistik vom 18. Mai 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 429) in mehrjährigen Abständen vor- 
gesehenen allgemeinen Sondererhebungen der Ar- 
beitsverdienste, die den öffentlichen Dienst ausneh- 
men, wozu es in der Begründung zu § 7 dieses Ge- 
setzes heißt: „Der öffentliche Dienst ist aus diesen 
Erhebungen deshalb ausgeschlossen, weil für die 
Erfassung der Verdienste in diesem Bereich mit dem 
Finanzstatistischen Gesetz eine gesetzliche Grund- 
lage geschaffen werden soll. Der Entwurf des Ge- 
setzes über die Finanzstatistik sieht u. a. vor, daß 
in Verbindung mit den Personalstrukturerhebungen 
auch Erhebungen über die Löhne und Gehälter der 
im öffentlichen Dienst Beschäftigten durchgeführt 
werden'". Wie bereits zu § 1 oben ausgeführt, wurde 
diese Bestimmung später nicht in den endgültigen 
Text des Gesetzes über die Finanzstatistik aufge- 
nommen. 

Durch Absatz 2 ist der Erhebungsbereich so abge- 
grenzt worden, daß er weitgehend dem Bereich ent- 
spricht, in dem Änderungen des Besoldimgs- und des 
öffentlichen Tarifrechts wirksam werden und für den 
Zahlen im Hinblick auf den Personalbedarf im öffent- 
lichen Dienst erforderlich sind. 

Neben dem Erhebungsbereich der jährlichen Per- 
sonalstatistik, die gemäß § 7 in Verbindung mit § 2 
Nr. 5 des Gesetzes über die Finanzstatistik vom 
8. Juni 1960 Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände, also die Gebietskörperschaften 


einschließlich ihrer rechtlich unselbständigen Wirt- 
schaftsunternehmen und Sondervermögen wie Bun- 
desbahn und Bundespost einbezieht, werden auch 
die Deutsche Bundesbank und die Träger der Sozial- 
versicherung (mit ihren öffentlich-rechtlichen Ver- 
bänden) einschließlich der Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung ein- 
bezogen. Die Erfassung der Sozialversicherungs- 
träger ist auch wegen deren enger Verflechtung mit 
der öffentlichen Finanzwirtschaft notwendig. 

Unter Sondervermögen sind eine Reihe von Insti- 
tuten zu verstehen, die den Gebietskörperschaften 
und Sozialversicherungsträgern zugehören, wie vor 
allem fiduziarische Stiftungen im gemeindlichen Be- 
reich und Kranken- bzw. Kuranstalten der Träger 
der Sozialversicherung. 

Für die Soldaten der Bundeswehr und den Vollzugs- 
dienst des Bundesgrenzschutzes ist keine Erhebung, 
sondern eine getrennte Erfassung auf Grund der in 
diesen Bereichen geführten besonderen Personal- 
karteien vorgesehen. 

Zu § 3 Abs. 1 

Für die Mehrzahl der zu erhebenden Personalstruk- 
turmerkmale ist ein vom einzelnen vollbeschäftigten 
Bediensteten auszufüllender Erhebungsbogen (Indi- 
vidualbogen) vorgesehen. Dies Verfahren entlastet 
die Beschäftigungsstellen, zumal diese einen Teil der 
Merkmale (z. B. die Flüchtlingseigenschaft) vielfach 
nicht oder nur mit großen Schwierigkeiten den 
Personalakten entnehmen könnten. Die Beschäfti- 
gungsstellen haben hierbei im wesentlichen nur eine 
Kontrollfunktion, d. h. sie prüfen die Vollständig- 
keit der Bogen und der Angaben und ergänzen je- 
den Bogen mit ihren Grunddaten (Bezeichnung der 
Stelle, Anschrift usw.). 

Nummer 1 

Unter den Angaben zur Person ist die des Alters für 
Personalbedarfsberechnungen auf längere Sicht be- 
sonders wichtig. Derartige langfristige Planungen 
sind u. a. für die Arbeitsverwaltung sowie für Hoch- 
schulen und wissenschaftliche Institute erforderlich. 
Das Geschlecht ist hinsichtlich der Stellung der Frau 
im Beruf von Bedeutung (z. B. auch im Zusammen- 
hang mit der Frauenenquete). Fragen nach der Ver- 
triebenen- (Flüchtlings-) eigenschaft sowie nach dem 
Zuzug aus der sowjetischen Besatzungszone und 
aus dem Sowjetsektor von Berlin sollen das über 
diesen Personenkreis vorhandene lückenhafte Zah- 
lenmaterial vervollständigen und hinsichtlich der 
Genauigkeit und durch tiefere Gliederung der Er- 
gebnisse ergänzen. 

In der laufenden Personalstandstatistik sind zwar 
bisher schon die Zahlen der Vertriebenen und SBZ- 
Flüchtlinge besonders ausgegliedert worden. Es 
konnte jedoch hierbei nur nach Beamten, Angestell- 
ten und Arbeitern gegliedert werden, und es mußten 
zum Teil Ungenauigkeiten in den Ergebnissen in 
Kauf genommen werden, die auf das Fehlen ent- 
sprechender Unterlagen der Berichtsstellen zurück- 
zuführen sind. Die Bundesregierung benötigt jedoch 
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zur Feststellung der Eingliederung genaue Daten in 
einer Aufschlüsselung, die nur mit Individualfrage- 
bogen ermittelt werden können, z. B. nach Besol- 
dungs- und Vergütungsgruppen, Alter und Vor- und 
Ausbildung. Vor allem fehlt bisher auch die Mög- 
lichkeit, den Personenkreis der „Deutschen aus der 
SBZ oder aus dem Sowjetsektor von Berlin“ zu er- 
fassen. Diese fehlenden Zahlen können nur durch 
eine Personalstrukturerhebung ermittelt werden, da 
die Kennzeichnung „Deutsche aus der SBZ“ in den 
Unterlagen der Beschäftigungsstellen völlig fehlt. 

Durch die Angaben über Vor- und Ausbildung sowie 
über abgelegte Prüfungen werden erstmalig Per- 
sonalstandsdaten gewonnen, die zur Weiterentwick- 
lung des Laufbahnrechts erforderlich sind. Die Merk- 
male des Dienst- und Beschäftigungsverhältnisses 
sowie der dienstlichen Verwendung (einschl. Neben- 
tätigkeit im öffentlichen Dienst) werden in Verbin- 
dung mit der Vor- und Ausbildung bisher fehlende 
Übersichten über einzelne Personengruppen insbe- 
sondere des höheren Dienstes vermitteln. 

Aus den Angaben über die Bezahlung wird erstmalig 
ein vergleichender Überblick über die Gliederung 
des Personalbestandes nach Besoldungs-, Vergü- 
tungs- und Lohngruppen ermöglicht, der u. a. für 
besoldungs- und für tarifpolitische Erörterungen von 
Bedeutung ist. 

Nummer 2 

Die Daten auf dem Individualbogen der einzelnen 
Bediensteten werden durch Personalbestandsan- 
gaben (Dienststellenbogen) der Beschäftigungs- 
stellen ergänzt, die summarisch neben dem vollbe- 
schäftigten Personal in Ausbildung auch die zuneh- 
mend Bedeutung gewinnenden Teilbeschäftigten und 
die bisher nicht personalstatistisch erfaßten Ehren- 
beamten nachweisen. Beim Personal in Ausbildung 
ist erstmalig die Ausgliederung solcher Kräfte (Ge- 
richtsreferendare, Med. Assistenten) möglich, deren 
bisher aus der amtlichen Personalstandstatistik nicht 
erkennbare Zahl wegen der Abwanderung ihres 
größten Teils in andere Bereiche des Berufslebens 
bedeutsam ist. Die ebenfalls von den Beschäftigungs- 
stellen auf Grund einer Anschreibeliste zusammen- 
zustellenden Angaben über Personalzu- und ab- 
gänge nach Art und Gründen (z. B. nach Erreichen 
der Altersgrenze, vor Erreichen der Altersgrenze 
durch Dienstunfähigkeit/Invalidität, zu anderen 
Dienststellen Ubergetretene usw.) sind zur Gewin- 
nung eines Anhalts für den durch die Personalfluk- 
tuation insgesamt entstehenden Personalbedarf er- 
forderlich, wobei die Daten über die nicht auf die 
Altersgrenze zurückzuführenden Abgänge diejeni- 
gen der Altersabgänge ergänzen. 

Nummer 3 

Angaben über die Versorgungsempfänger ein- 
schließlich solcher, die Versorgungsbezüge nach dem 
Gesetz zu Artikel 131 GG (Art. I und II) erhalten, 
werden benötigt, um einen bisher fehlenden Ge- 
samtüberblick über diesen Personenkreis zu gewin- 
nen. Erfaßt werden Versorgungsempfänger, die 


Ruhegehalt, Witwen- und Waisengeld oder Unter- 
haltsbeitrag erhalten. 

Als Merkmale zur Person werden das Geschlecht 
und das Alter in vier Gruppen des Versorgungs- 
empfängers erfragt. 

Zu § 3 Abs. 2 

Als Termin für die Erhebung der Personalbestands- 
zahlen dieser Statistik ist der 2. Oktober zweck- 
mäßig, weil dieser Zeitpunkt sich bereits bei der 
laufenden Personalstandstatistik hinsichtlich des 
Personalwechsels als besonders geeignet erwiesen 
hat und damit auch zugleich für das Erhebungsjahr 
1965 diese laufende Statistik eingespart werden 
kann (vgl. § 8 des Gesetzes). Als Zeitraum für die 
Zusammenstellung der zu erhebenden Zahlen des 
Personalwechsels wurde ein volles Jahr vom 1. Ok- 
tober 1965 an gewählt, um unter Ausschaltung 
jahreszeitlich bedingter Schwankungen den erfor- 
derlichen Gesamtüberblick über die Personalfluk- 
tuation unter Berücksichtigung der hierzu benötigten 
Anschreibung der Fälle zu einem möglichst frühen 
Zeitpunkt zu bekommen. 


Zu §4 

Die Ergebnisse der Statistik der Dienstbezüge, Ver- 
gütungen und Löhne sollen weitgehend vergleich- 
bar mit den Ergebnissen der für September 1950 
durchgeführten Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 
im öffentlichen Dienst und den Gehalts- und Lohn- 
strukturerhebungen in anderen Bereichen sein. So- 
weit allgemein in der Lohnstatistik gebräuchliche 
Begriffe verwendet werden, stimmen sie inhaltlich 
mit diesen überein. 

Zur Ersparnis von Arbeit und Kosten sowohl bei 
den befragten Dienststellen als auch bei den Statisti- 
schen Landesämtern sollen bei der Statistik nach § 4 
höchstens 30 v. H. der Bediensteten einbezogen wer- 
den. Die zu erfassenden Personen werden nach 
einem Repräsentativverfahren ausgewählt. Um zu- 
verlässige Aussagen machen zu können, ist ein 
unterschiedlicher Auswahlsatz vorgesehen, der im 
Höchstfälle nicht über 30 v. H. hinausgehen wird. In 
die Erhebung sollen nur vollbeschäftigte Bedienstete 
mit ihrer Hauptbeschäftigung einbezogen werden. 
Nicht erfaßt werden ehrenamtlich, nebenamtlich, in 
einem mittelbaren Dienstverhältnis zur Gebiets- 
körperschaft und im Werkvertrag Beschäftigte, Teil- 
beschäftigte sowie Personen in Ausbildung. 

Zur Person werden solche Merkmale erfragt, die für 
die Verdiensthöhe bestimmend sind, nämlich das Ge- 
burtsjahr, der Familienstand, die Zahl der zuschlag- 
berechtigten Kinder sowie die Versicherungspflicht 
zur Sozial- und Krankenversicherung. Hinzu kommt 
die Frage nach dem Geschlecht, da für Vergleiche 
mit den Ergebnissen anderer Lohnstatistiken die 
Gliederung nach diesem Merkmal erforderlich ist. 

Für den Bereich der Sozialversicherungsträger wer- 
den die DO-Angestellten als gesonderte Gruppe 
nachgewiesen. 
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Die zu erfassenden Merkmale der Bezahlung sind 
die Besoldungs-, Vergütungs- bzw. Lohngruppe, die 
Ortsklasse des dienstlichen Wohnsitzes, bei Beam- 
ten, Richtern und DO-Angestellten die Dienstalters- 
stufe und bei Arbeitern die Lohnform. 

Weiterhin sollen die Bruttoverdienste und ihre ein- 
zelnen Bestandteile, die Abzüge in ihrer Zusammen- 
setzung sowie die Nettoverdienste erfragt werden. 
Die Bestandteile der Bruttoverdienste sind Grund- 
gehalt, -Vergütungen, -lohn, einschließlich örtlicher 
Sonderzuschlag (Berlin und Hamburg), Ortszuschiag, 
Stellenzulagen, sonstige steuerpflichtige Zulagen, 
Kinderzuschläge, Überstundenbezahlung und son- 
stige steuerpflichtige Zuschläge. 

Als Abzüge gelten für diese Erhebung: Lohnsteuer 
(ohne Kirchensteuer), Arbeitnehmeranteile zur So- 
zialversicherung und zur Zusatzversicherung. 

Für Arbeiter werden, damit Stundenverdienste er- 
rechnet werden können, auch die Arbeitszeiten er- 
faßt, d. h. die Zahl der im Erhebungsmonat bezahlten 
Stunden sowie die darin enthaltenen tatsächlich ge- 
leisteten Stunden und Mehrarbeitsstunden. 

Zu § 5 

Die Bediensteten selbst sind auskunftspflichtig, so- 
weit von ihnen der Individuaibogen für die allge- 
meine Personalstrukturstatistik auszufüllen ist (§ 3 

xNr. 1). 

Von den Berichtsstellen sind für die allgemeine 
Personalstrukturstatistik ein Dienststellenbogen so- 
wie eine übersieht über die Personalzu- und abgänge 
f§ 3 Nr. 2) und über die Versorgungsempfänger (§ 3 
Nr. 3) auszufüllen. Die Angaben für die repräsen- 
tative Statistik der Dienstbezüge, Vergütungen und 
Löhne (§ 4) sind von den Beschäftigungs- und Ab- 
rechnungsstellen zu machen. 


Zu § 6 

Die Erhebungen nach §§ 3 und 4 betreffen zu einem 
großen Teil unmittelbares und mittelbares Bundes- 
personal (Bundesbehörden, Deutsche Bundesbahn, 
Deutsche Bundespost, Deutsche Bundesbank, der 
Aufsicht des Bundesarbeitsministeriums bzw. des 
Bundesversicherungsamtes unterstehende Sozialver- 
sicherungsträger sowie die Bundesanstalt für Ar- 
beitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung). In 
diesem Bereich, in dem die Voraussetzung einer Ein- 
schaltung der Statistischen Landesämter ebenso wie 
schon bisher bei der laufenden Personalstandstatistik 
nicht gegeben sind, werden diese Statistiken vom 
Statistischen Bundesamt unmittelbar durchgeführt. 

Zu §7 

Zur Arbeits- und Kostenersparnis sollen Geschäfts- 
statistiken der obersten Bundes- und Landesbehör- 
den über die gleichen Tatbestände nach Möglichkeit 
eingespart werden. Daher wird mit dieser Bestim- 
mung Vorsorge getroffen, daß die benötigten Zahlen 
gegebenenfalls in der für geschäftsstatistische 
Zwecke erforderlichen Einzelgliederung geliefert 
^ werden können. 

Zu § 8 

Die Statistik nach § 7 des Gesetzes über die Finanz- 
statistik erübrigt sich für das Jahr 1965, da die da- 
nach auszugliedernden Merkmale durch die Statistik 
nach § 3 dieses Gesetzes mit erfaßt werden. 

Zu § 9 

Enthält die Berlin-Klausel. 

Zu § 10 

! Inkrafttreten. 
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Drucksache lV/3466 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Anlage 2 


Begründung des Bundesrates zur Ablehnung 


Nach dem Gesetz über die Finanzstatistik vom 
8. Juni 1960 ist eine Statistik über das Personal des 
Bundes, der Länder, der Gemeinden und der Ge- 
meindeverbände nach dem Stand vom 2. Oktober 
1965 zu erheben. Unter Verzicht auf diese Personal- 
standserfassung soll nunmehr eine einmalige Stati- 
stik des Personals, der Dienstbezüge, Vergütungen 
und Löhne als Bundesstatistik zur Durchführung 
kommen. Eine Notwendigkeit, für die Landesbeam- 
ten einmalig eine umfassende Personalstrukturunter- 
suchung durchzuführen, ist nicht gegeben. Soweit in 
den Ländern für personalwirtschaftliche Planungen 
Unterlagen benötigt werden, konnten und können 
diese kurzfristig erstellt werden. Planungsanalysen 
und soziologische Untersuchungen für längere Zeit- 
räume mögen für wissenschaftliche Zwecke inter- 
essant sein, zeitigen jedoch erfahrungsgemäß für die 
Personalwirtschaft der Länder keine brauchbaren Er- 
gebnisse. Auch bei den Kommunalverwaltungen 


kann eine Personalstrukturuntersuchung selbst ln 
dem vorgesehenen Ausmaß — in Anbetracht der 
differenzierten Verhältnisse — kaum zu brauchbaren 
Ergebnissen führen. Der mit der beabsichtigten Stati- 
stik verbundene Arbeits- und Finanzaufwand dürfte 
somit in keinem Verhältnis zu einem wie auch immer 
gearteten Erfolg stehen. Es ist nicht bekanntgewor- 
den, daß beispielsweise die Ergebnisse der Personal- 
strukturerhebung des Jahres 1950 irgendwelche Aus- 
wirkungen auf die Beamten- oder Besoldungspolitik 
gehabt haben. Ebenso wenig sind die Ergebnisse von 
irgendeinem Nutzen für die Personalplanung ge- 
wesen. Aus diesen Erwägungen sollte auf die vorge- 
sehene Bundesstatistik im öffentlichen Dienst ver- 
zichtet werden. 

Die Vorlage gibt dem Bundesrat Veranlassung, seine 
wiederholt vertretene Forderung nach Rationalisie- 
rung der Statistik erneut zu bekräftigen. 
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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/3466 


Anlage 3 


Auffassung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung hält unbeschadet der ablehnen- 
den Stellungnahme des Bundesrates am Gesetzent- 
wurf fest. 

Die Bedenken des Bundesrates berücksichtigen nicht 
hinreichend, daß die öffentliche Verwaltung in näch- 
ster Zukunft umfangreiche und zum Teil neuartige 
Aufgaben — namentlich im Bildungswesen, in der 
Raumordnung, in der Städtesanierung und im Ver- 
kehrswesen — übernehmen muß. Auch die Euro- 
päischen Gemeinschaften und andere supranationale 
Organisationen werden die Entwicklung des öffent- 
lichen Dienstes beeinflussen. Dazu wird sich infolge 
der Technisierung die Arbeitsweise der Verwaltung 
auch in herkömmlichen Bereichen stark verändern. 
An die Ausbildung der im öffentlichen Dienst Täti- 
gen werden vielfach andere und höhere Anforde- 
rungen als bisher gestellt werden müssen. Deshalb 
bedürfen die zukünftigen beamten- und besoldungs- 
rechtlichen Maßnahmen in Bund, Ländern und Ge- 
meinden einer besonders sorgfältigen Vorbereitung, 
die sich nicht nur auf kurzfristige Planungen, son- 
dern auch auf Planungsanalysen für längere Zeit- 
räume stützen muß. Die hierfür erforderlichen stati- 


stischen Unterlagen können nur mit Hilfe der vor- 
gesehenen Erhebung beschafft werden. Ohne sie 
würden Angaben gerade zu den vordringlichen 
Fragen fehlen, vor allem zum Neueinstellungsbedarf, 
zur Teilzeitbeschäftigung, zur Personalfluktuation im 
öffentlichen Dienst, zur Weiterentwicklung des Aus- 
bildungs- und Laufbahnrechts, zu Fragen der Frauen- 
enquete, zur Altersgliederung und zum Umfang der 
Pensionslasten. 

Die Bundesregierung hat den Entwurf wie jede stati- 
stische Gesetzesvorlage sorgfältig unter dem Ge- 
sichtspunkt der Koordinierung und Rationalisierung 
der Statistik in einem besonderen interministeriellen 
Ausschuß geprüft. Sie hat dabei berücksichtigt, daß 
unsere Lebensvorgänge ständig vielschichtiger wer- 
den. Im nationalen und noch mehr im supranatio- 
nalen Bereich führt insbesondere die Strukturver- 
dichtung in zunehmendem Maße dazu, daß ein Über- 
blick und eine Beurteilungsgrundlage der Situation 
nur noch dann gegeben sind, wenn statistische An- 
haltspunkte vorliegen. Daran kann das noch so sorg- 
same Streben nach Einschränkung der Statistiken 
nicht Vorbeigehen. 
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